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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Interparlamentarischen Union 
über die Frühjahrstagung der IPU in Coiombo vom 31. März bis 
6. Aprii 1975 


I. 

Insgesamt waren 62 Mitgliedsländer der Interpar- 
lamentarischen Union (einschließlich der internatio- 
nalen Organisationen wie die Vereinten Nationen, 
die UNESCO, der Europarat, die Liga der Arabischen 
Staaten, die Asiatische Parlamentarier-Union und 
der Commonwealth Parliamentary Association Ge- 
neral Council) vertreten. 

Der Bundestag entsandte folgende Delegation: 
Abg. Dr. von Dohnanyi (SPD), Leiter der Delegation 

Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU), Stellvertretender Lei- 
ter der Delegation 

Abg. Dr. Holtz (SPD) 

Abg. Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) 

Abg. Amrehn (CDU/CSU) 

Abg. Frau Schleicher (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Vohrer (FDP) 

Die Fraktion der CDU/CSU entsandte ferner Abg. 
Dr. Gradl als Teilnehmer. 

In Vorbereitung der Tagung waren von deutschen 
Mitgliedern folgende Memoranden eingereicht wor- 
den: 

Vertrag über die Nichtweitergabe von Kern- 
waffen 

Entwicklung und die internationale wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit 

Formen und Methoden der Teilnahme des Wäh- 
lers am parlamentarischen Gesetzgebungsver- 
fahren 

Die Rolle der Parlamente bei der Unterstützung 
der Rechte der Frau als Arbeitskraft und Mutter. 


11 . 

Die Eröffnungssitzung der Konferenz fand am 
1. April 1975 statt. Nach den Eröffnungsansprachen 
des ceylonesischen Staatspräsidenten, William Go- 
pallawHr und des Präsidenten des Interparlamenta- 
rischen Rates Dr. G. S. Dhillon (Indien), setzte die 
Ministerpräsidentin, Frau Sirimavo R. D. Bandara- 
naikOr deutliche politische Akzente. Sie stellte fest, 
daß alle Bemühungen der Entwicklungsländer um 
soziale und wirtschaftliche Reformen durch hohe 
Weltmarktpreise für Industriegüter und niedrige 
Preise für Rohstoffe durchkreuzt würden. Sie nannte 
dies „wirtschaftlichen Kolonialismus". Auch der 
Sprecher des ceylonesischen Parlaments, Stanley 
Tillekeratne, sprach von der Armut von zwei Drit- 
teln der Weltbevölkerung, die noch durch die der- 
zeitige Nahrungsmittelknappheit verschärft werde. 
Das Bewußtsein, daß das Schicksal der Welt nur 
durch gemeinsame Anstrengungen gemeistert wer- 
den könne, habe sich jedoch vertieft, und dies sei 
ein Hoffnungsschimmer. 

Der Politische Ausschuß unter dem Vorsitz des 
britischen Abg. Williams (Stimmführer der deut- 
schen Delegation: Abg. Dr. von Dohnanyi, Vertre- 
ter: Abg. Dr. Kliesing) beriet das Thema: „Die 
Dringlichkeit des weltweiten Beitritts zu dem Ver- 
trag über die Nichtweitergabe von Atomwaffen, das 
Verbot von chemischen Waffen und die Ächtung 
von Umwelt- und Klimaveränderungen aus militä- 
rischen oder anderen Gründen, die im Gegensatz zu 
den Interessen der internationalen Sicherheit und 
der Wohlfahrt und Gesundheit der Völker stehen". 
Das Memorandum des Abg. Pawelczyk und der 
später vorgelegte Entschließungsantrag der deut- 
schen Delegation stellten auf die Dringlichkeit einer 
weltweiten und wirkungsvollen Anwendung des 
Nichtverbreitungsvertrags ab; sie forderten, daß 
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auch die Nuklearmächte ihrer Verpflichtung nach- 
kommen sollten, ihre Anstrengungen in Richtung 
auf Rüstungskontrolle und Abrüstung auf dem Ge- 
biet der Atomwaffen zu verstärken, und unterstri- 
chen die Notwendigkeit der Verbesserung des Kon- 
troll- und Sicherheitssystems der IAEA; besondere 
Besorgnis wurde auch hinsichtlich der Fortsetzung 
von Atomtests in der Atmosphäre ausgedrückt. 

Die der Londoner Konferenz vorzulegende Ent- 
schließung enthält wesentliche Elemente des deut- 
schen Entschließungsantrags, insbesondere die Auf- 
forderung an alle Staaten, zu einer besseren Kon- 
trolle bei der friedlichen Anwendung der Atomener- 
gie beizutragen. Auch die Verbesserung des Kon- 
trollsystems der IAEA, die in dem Antrag der 
Delegation vorgeschlagen wurde, ging in die Ent- 
schließung ein. Auf Grund eines weiteren deutschen 
Antrags wurde der Passus eingefügt, daß das gegen- 
seitige Vertrauen bei internationalen Abrüstungsab- 
kommen durch „freie und offene Debatten" in den 
jeweiligen Parlamenten der Nationen wesentlich ge- 
fördert werde. 

Der Ausschuß für parlamentarischer Rechts- und 
Mensdhenrechtsfragen (Stimmführer: Abg, Amrehn/ 
Abg. Frau Sdileicher, Vertreter: Abg. Dr. von 
Dohnanyi) unter dem Vorsitz des belgischen Sena- 
tors Saint-Remy befaßte sich mit drei Fragenkom- 
plexen: a) Formen und Methoden der Teilnahme des 
Wählers am Gesetzgebungsprozeß, b) die Rolle des 
Parlaments bei der Verteidigung der Rechte der 
Frau, insbesondere als Arbeiterin und Mutter, c) das 
Problem der Folter. 

a) Eine Entschließung zu dem Thema „Formen und 
Methoden der Teilnahme des Wählers am Gesetzge- 
bungsprozeß" kam nach einer sehr ausgedehnten 
Diskussion nicht zustande, da zwar überall in den 
Verfassungen ein vergleichbares Vokabular ver- 
wendet wird, die Inhalte jedoch verschieden sind. 
Dementsprechend wurden drei Teilnehmer aus den 
verschiedenen Gruppierungen für die Berichterstat- 
tung in London benannt. 

b) Auf der Grundlage eines Berichts des franzö- 
sischen Abg. Larue behandelte der Ausschuß das 
Thema der Rolle der Frau. Die von den weiblichen 
Delegierten übereinstimmend erhobenen Forderun- 
gen gingen dahin, daß für Frauen bessere Möglich- 
keiten des Aufstiegs geschaffen werden müßten. 
Abg. Frau Schleicher beschrieb die Situation in der 
Bundesrepublik, die dadurch gekennzeichnet wer- 
de, daß die Lebenserwartung der Bevölkerung be- 
trächtlich gestiegen sei, die Berufsausbildung ver- 
bessert worden sei, früher geheiratet werde, die 
Zahl der Kinder zurückgegangen sei und immer 
mehr Frauen trotz familiärer Verpflichtungen außer- 
halb des Hauses erwerbstätig seien. Im Interesse der 
gesamten Bevölkerung sei es dringend erforderlich, 
die Leistung der Frau im familiären Bereich höher 
zu bewerten. Der Bundestag bemühe sich nicht nur 
um die rechtliche, sondern auch um die soziale 
Gleichstellung von Mann und Frau. 

c) Schließlich befaßte sich der Rechtsausschuß ein- 
gehend mit der Frage der Folter. In etwa 60 Staaten 
der Erde soll heute noch die Folter von staatlichen 
Organen angewendet werden. Besonders kritisiert 


wurde, daß die Vereinbarung der Vereinten Natio- 
nen über die Schaffung einer UN-Menschenrechts- 
konvention noch nicht von allen Staaten unterzeich- 
net worden sei und deshalb noch nicht habe in Kraft 
treten können. Von verschiedenen Delegierten 
wurde der Befürchtung Ausdruck gegeben, daß bei 
einer Befassung der IPU mit diesem Fragenkomplex 
Doppelarbeit geleistet werden könne, etwa auf den 
von der UN-Menschenrechtskommission oder von 
der Europäischen Menschenrechtskommission zu be- 
handelnden Gebieten. Abg. Amrehn regte an, statt 
dessen jährlich der IPU einen Bericht über Men- 
schenrechtsverletzungen und über die Behandlung 
solcher Beschwerden vorzulegen. Hiergegen wand- 
ten sich jedoch Vertreter der osteuropäischen Staa- 
ten. Mit Rücksicht darauf, daß der von Generalse- 
kretär Terenzio vorgelegte umfassende Bericht 
einer Überprüfung bedarf, beschloß der Ausschuß, 
die Prüfung der Frage in der Frühjahrstagung 1976 
in Mexiko wiederaufzunehmen. 

Im Wirtschafts- und Sozialaussdiuß (Stimmführer: 
Abg. Dr. Holtz, Vertreter: Abg. Frau Schleicher) 

ging es in erster Linie um die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit zwischen den Industrie- und Entwick- 
lungsländern. Abg. Dr. Holtz hatte ein Memoran- 
dum vorgelegt, in dem insbesondere gefordert 
wurde, daß die Wirtschaftskraft der Entwicklungs- 
länder durch eine realistische Fortentwicklung des 
existierenden internationalen Wirtschaftssystems 
und in Zusammenarbeit mit den Industrieländern ge- 
stärkt werden müsse. Die Substanz dieser Über- 
legungen ging in den von der deutschen Delegation 
vorgelegten Entschließungsantrag ein, der weitge- 
hend in den abschließenden Entschließungsantrag 
aufgenommen wurde. In der Debatte bedauerte Abg. 
Dr. Holtz besonders die durch die Ölkrise verur- 
sachte Verringerung der wirtschaftlichen Hilfe für 
die Entwicklungsländer; dessenungeachtet werde 
die Zusammenarbeit der Bundesrepublik mit den 
Entwicklungsländern fortgesetzt. 

Der Ausschuß rief in der abschließend verabschie- 
deten Entschließung die Industrieländer auf, ihre 
Hilfe unter günstigen Bedingungen und ohne Vor- 
bedingungen fortzusetzen, damit die Lücke zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern geschlossen 
werden könne. 

Der von dem Amerikaner McClory geleitete Aus- 
schuß für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(Stimmführer: Abg. Dr, Meinecke/ Abg. Dr. Vohrer, 
Vertreter: Abg. Frau Schleicher) befaßte sich mit 
den Möglichkeiten des Einsatzes audiovisueller 
Hilfsmittel und anderer moderner Geräte im Unter- 
richt. Es wurde der Befürchtung Ausdruck gegeben, 
daß der Einsatz solcher Geräte die kreativen Fähig- 
keiten hemmen und das Verhältnis Lehrer/Schüler 
beeinträchtigen könne, übereinstimmend wurde die 
Notwendigkeit internationaler Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Unterrichts betont. Besondere Auf- 
merksamkeit müsse auf den immer noch vorhande- 
nen Analphabetismus gelenkt werden. Abg. Dr. 
Meinecke (Hamburg) wies besonders darauf hin, daß 
die moderne Technologie nur ein Hilfsmittel in der 
Hand des Lehrers sein könne; der Lehrer selbst sei 
unersetzlich. Audiovisuelle Hilfsmittel könnten al- 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3614 


lerdings in Entwicklungsländern von besonderem 
Nutzen sein. 

Die Sitzungen des Ausschusses für nichtautonome 
Gebiete und ethnische Fragen — geleitet von dem 
senegalesischen Abg. Wane (deutscher Stimmführer: 
Abg. Dr. Gradl, Vertreter: Abg. Dr. Holtz/Abg. Dr. 
Meinecke) — ■ wurden durch scharfe Kritik an Süd- 
afrika und Rhodesien von seiten der Vertreter der 
östlichen Staaten und der Entwicklungsländer cha- 
rakterisiert. über die im Falle Südafrika und Rho- 
desien zu ergreifenden Maßnahmen war der Aus- 
schuß geteilter Meinung. Abg. Dr. Gradl hob hervor, 
daß die Bundesrepublik die Politik der UN unter- 
stütze, der Ausschluß von Staaten allerdings mit 
dem Prinzip der Universalität nicht vereinbar sei; 
eine Regelung der Südafrika-Frage müsse mit fried- 
lichen Bemühungen erreicht werden. 

Rhodesien sei ein Sonderfall. Die afrikanische Be- 
völkerung von Südrhodesien müsse das Recht der 
Selbstbestimmung erhalten. 

In der zum Abschluß der Beratung verabschiede- 
ten Entschließung werden die Veränderungen in der 
portugiesischen Kolonialpolitik begrüßt, die kolo- 
niale und rassische Unterdrückung in Südafrika und 
Rhodesien scharf verurteilt. 

III. 

In der Ratstagung am letzten Tag der Sitzungs- 
woche wurden Griechenland und Haiti als Mitglieder 
in die IPU aufgenommen; die Mitgliedschaft Äthio- 
piens wurde suspendiert. Auf niederländischen Vor- 
schlag wurde ein neuer Ausschuß für Umweltfragen 
gebildet. 

Eine längere Aussprache entstand über die Tages- 
ordnung der Londoner Konferenz. Man einigte sich 
auf die Behandlung folgender Themen: 

1 . Abrüstung 

2. Teilnahme des Wählers am Gesetzgebungsprozeß 

Dr. Kliesing Dr. von Dohnanyi 

Stellvertretender Leiter Leiter der Delegation 


3. Rechtsgleichheit zwischen Mann und Frau 

4. Entwicklung und wirtschaftliche Zusammenarbeit 

5. Moderne technische Hilfsmittel bei der Erziehung 

6. Weitere Entkolonialisierung. 

Mit großer Mehrheit wurde beschlossen, diese 
Tagesordnung lediglich um die Nah-Ost-Frage zu 
erweitern. Ein Antrag dagegen, die koreanische 
Frage ebenfalls auf die Londoner Tagesordnung zu 
bringen, wurde mit 36 zu 40 Stimmen abgelehnt. 

Ein ähnlicher Antrag war schon in Tokio gestellt 
worden. 

Beratung und Abstimmung in der Frage „Zulas- 
sung der palästinensischen Befreiungsbewegung 
(PLO) als Beobachter in London“ waren stark um- 
stritten. Vertreter der westlichen Länder wiesen dar- 
auf hin, daß es durchaus Gründe geben könne, die 
für die Zulassung eines PLO-Beobachters sprächen; 
in diesem Falle müsse zunächst die Geschäftsord- 
nung geändert werden. Ein offenkundiger Bruch der 
Geschäftsordnung werde sich kritisch auf die weitere 
Entwicklung der Organisation aiiswirken. In der Ab- 
stimmung sprachen sich dennoch erwartungsgemäß 
53 Mitglieder für und 34 gegen die Zulassung aus; 
13 enthielten sich der Stimme. 

IV. 

In der Abstimmung über die Zulassung eines PLO- 
Beobachters zur Konferenz in London zeigte sich 
besonders deutlich, daß nun auch die Diskussion in 
der IPU durch das Nord- Süd-Problem entscheidend 
bestimmt wird. Es muß künftig mit einer Verschär- 
fung dieser Entwicklung gerechnet werden. Die 
Wahrung eigener Interessen und die Aufgabe eines 
Ausgleichs der erheblichen Interessengegensätze 
macht eine Verdeutlichung der europäischen Positio- 
nen notwendig. Die Zusammenarbeit der Europäer in 
dieser Richtung hat auch in Colombo Fortschritte ge- 
macht. 
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